
an, dem Gericht Gegengutach-
ten vorlegen zu wollen.

Zweiter Punkt: Normaler-
weise hat eine Klage aufschie-
bende Wirkung, das heißt: Bis
zu einem rechtskräftigen Ur-
teil ruht die Baugenehmigung.
Darüber kann sich das Regie-
rungspräsidium hinwegset-
zen, wenn ein Bau im „öffent-
lichem Interesse“ liegt. Genau
darauf hat sich die Kasseler Be-
hörde berufen, als sie den So-
fortvollzug der Genehmigung

V O N D R .  K A R L S C H I L L I N G

WILLINGEN. Zwei Windräder
mit einer Leistung von insge-
samt sechs Megawatt will die
Firma Turbowind Energie aus
Hannover am Mühlenberg
zwischen Usseln und Eimel-
rod errichten. Das Kassler Re-
gierungspräsidium hat den
Bau Anfang Oktober geneh-
migt. Dagegen hat die Ge-
meinde Willingen per Eilan-
trag Klage vorm Kassler Ver-
waltungsgericht eingereicht,
wie Bürgermeister Thomas
Trachte berichtet. Turbowind
hält an ihren Plänen fest.

In ihrer Klage verfolgt die
Gemeinde drei Ansätze. Der

erste: Sie habe
ausführlich be-
gründet, wa-
rum der Stand-
ort aus natur-
schutzrechtli-
chen Gründen
nicht geeignet
sei, betont
Trachte. „Wir
haben wirk-

lich relevante Gründe vorge-
tragen, wir sind der Meinung,
dass wir recht haben.“ Daher
klage die Gemeinde.

„Im Rahmen ausführlicher
Kartierungen und Bewertun-
gen“ habe Turbowind Energie
alle erforderlichen Gutachten
vorgelegt, auch die zum Vogel-
und Artenschutz, erklärt Ge-
schäftsführer Ingo Kanira „Sie
bildeten die Grundlage für
den positiven Genehmigungs-
bescheid.“ Trachte kündigt

Willingen klagt gegen Windräder
Investor Turbowind Energie will zwei Anlagen am Mühlenberg zwischen Usseln und Eimelrod errichten

angeordnet hat. „Das verste-
hen wir nicht“, sagt Trachte.
Die Windenergie könne gar
nicht verwertet werden, argu-
mentiert er. Also gibt es eine
Klage gegen den sofortigen
Vollzug der Genehmigung.
Dritter Punkt: Im Genehmi-

gungsverfahren hat die Ge-
meinde dem Bauantrag aus-
drücklich ihr Einvernehmen
verweigert. Trotzdem habe
das Regierungspräsidium das
Einvernehmen „ersetzt“.
Auch dagegen zieht die Ge-
meinde vors Gericht. Trachte

erinnert daran, dass die Er-
schließung der Baugrundstü-
cke nicht geklärt sei. So gebe
es für den Wegebau oder die
Verlegung der Kabel noch kei-
ne Genehmigung. Ein Ver-
handlungstermin liegt der Ge-
meinde noch nicht vor.

Gegen den Teilregionalplan

Die Windräder sollen in ei-
nem Waldgebiet entstehen,
das im 2016 beschlossenen
Teilregionalplan Energie für
Nordhessen als Vorrangfläche
„KB 32“ ausgewiesen ist – die
Gemeinde hat in ihrer Stel-
lungnahme gefordert, das Ge-
biet aus Gründen des Touris-
mus und des Naturschutzes
herauszunehmen. So sei das
Vorkommen des geschützten
Rotmilans zu berücksichtigen.

„KB 32“ liegt zudem im Na-
turpark Diemelsee, der nach
dem Willen der fünf Mitglieds-
kommunen komplett von
Windrädern freigehalten wer-
den soll. Das haben auch die
Parlamente bekräftigt.

Doch die Regionalversamm-
lung hat sich mit der Verab-
schiedung des Teilregional-
plans über alle Einwände hin-
weg gesetzt und dort Flächen
ausgewiesen. Wie berichtet,
klagen die Willinger, Diemel-
seer und die Diemelstädter ge-
gen diesen Plan.

Streitfall Windenergie: Die Gemeinde Willingen klagt gegen zwei Anlagen, die der Investor Turbowind
zwischen Usseln und Eimelrod hochziehen will. Hier ein Symbolbild von Bauarbeiten. Fotos: pr / dpa

Thomas
Trachte

steht“, erklärt Conrad. Das Re-
gierungspräsidium habe dafür
abgewogen zwischen dem „öf-
fentlichen Interesse“, dem
„privaten Interesse“ des Inves-
tors an der sofortigen Vollzie-
hung der Genehmigung und
den Interessen der Gemeinde
an einer aufschiebenden Wir-
kung. Ergebnis: Die sofortige
Vollziehung liege „im über-
wiegenden öffentlichen Inte-
resse“ und im „privaten Inte-
resse“, und dies überwiege die
Interessen der Gemeinde.

Mehr erneuerbare Energien

Conrad begründet es: Der zü-
gige Ausbau erneuerbarer Ener-
gien sei vom Gesetzgeber ge-
wollt. Der Anteil des Stroms aus
erneuerbaren Energien solle bis
2025 auf 40 bis 45 Prozentstei-
gen, erinnert er. Schon dieses
Ziel spreche für das öffentliche
Interesse, den sofortigen Voll-
zug der Baugenehmigung anzu-
ordnen. „Unerschöpfliche“ Pri-
märenergien wie die Windener-
gie dienten der Ressourcen-
schonung und dem Klima-

schutz. Die beiden beantragten
Windräder erzeugten ausrei-
chend Strom, um „einen regio-
nalen Beitrag zur Verminde-
rung von umweltschädlichen
Emissionen zu leisten“.

Außerdem sei das „private
Interesse“ des Investors mit
abzuwägen: Eine Klage gegen
den Bescheid hat aufschieben-
de Wirkung. Nur: Müsse der
Investor erst das Urteil abwar-
ten, käme es zu einer späteren
Inbetriebnahme der Windrä-
der, was nachhaltige wirt-
schaftliche Einbußen durch
die Einspeisevergütung zur
Folge hätte. Diese Verluste
könnten nach Angaben der
Firma während der Betriebs-
laufzeit der Räder nicht mehr
erwirtschaftet oder ausgegli-
chen werden. So würde die
Aufschiebung des Baus die
Wirtschaftlichkeit des Projek-
tes und damit seine Umset-
zung in Frage stellen.

Und sollte die Klage der Wil-
linger erfolgreich sein, könn-
ten die Windräder auch wie-
der entfernt werden. (-sg-)

D
er Pressesprecher des
Kasseler Regierungs-
präsidiums, Michael

Conrad, verteidigt die Ent-
scheidungen seines Hauses.

Die obere Naturschutzbe-
hörde beim Regierungspräsi-
dium habe bei der Prüfung der
naturschutzrelevanten Fragen
keine Gründe gefunden, die
eine Versagung der Genehmi-
gung rechtfertigen würden.

Nach dem Bundesimmissi-
onsschutzgesetz habe das Re-
gierungspräsidium die Geneh-
migung auch ohne das Einver-
nehmen der Gemeinde zu er-
teilen, wenn „die fachgesetzli-
chen Kriterien“ nicht dagegen
sprächen, erläutert Conrad.
Dann werde das verweigerte
Einvernehmen „ersetzt“. Das
Einvernehmen könne zudem
ersetzt werden, wenn aus dem
Baugesetzbuch keine Gründe
dagegen sprächen.

„Die Behörde kann die so-
fortige Vollziehung anordnen,
wenn sie im öffentlichen Inte-
resse oder im überwiegenden
Interesse eines Beteiligten

Bau „im öffentlichen Interesse“

Leistung von sechs Megawatt geplant
Die Firma Turbowind Energie
plant am Mühlenberg zwei
Windräder mit einer Naben-
höhe von 149 Metern, einer
Gesamthöhe von 206 Metern
und einer Leistung von je-
weils drei Megawatt. Zur In-
vestitionssumme wollte Ge-
schäftsführer Ingo Kanira auf
Anfrage nichts mitteilen.

Turbowind will bauen, so-
bald die Förderung gesichert
ist – in diesem Jahr wurde im
Erneuerbare-Energien-Ge-
setz das Fördersystem von
festen Einspeisevergütungen
auf Ausschreibungen umge-
stellt: Die Regierung schreibt
eine feste Menge an Strom-
leistung aus, die günstigsten
Gebote bekommen den Zu-
schlag. „Das Projekt wird rea-
lisiert, sobald eine Zusage im
Rahmen der EEG-Ausschrei-

bungen vorliegt“, sagt Kanira.
„Wir haben die Gemeinde
Willingen stets über aktuelle
Sachstände informiert.“ Die
Kritik am Bauprojekt wolle er
nicht kommentieren, sagt er
auf Nachfrage. Auch eine Bür-
gerversammlung sei „kurz-
fristig nicht vorgesehen“.

Die Firma hat 2013 bereits
zehn Windräder am Adorfer
Martenberg und 2014 weite-
re im Süden Vasbecks und bei
Sachsenhausen gebaut. Sie
plant, baut und betreibt
Windparks in Deutschland.

Zum 1. August hat die Ol-
denburger Aktiengesellschaft
Erneuerbare Energien EWE die
Firma übernommen. Der Kon-
zern mit rund 9000 Mitarbei-
tern erreichte 2016 nach eige-
nen Angaben einen Umsatz
von 7,5 Milliarden Euro. (-sg-)
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